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Mitteilung der Kommission an den Rat über die Verhandlungen zwischen der 
Gemeinschaft und Papua-Neuguinea im Hinblick auf deren Beitritt zum 
AKP-EWG-Abkommen von Lomé 

1. Die Verhandlungen zwischen der Gemeinschaft 
und 

— PAPUA-NEUGUINEA 

über deren Beitritt zum AKP-EWG Abkommen von 
Lomé fanden am 29. Oktober 1976 in Brüssel statt. 
(siehe genauen Bericht Anhang IV) 

Bei Beendigung dieser Verhandlungen erklärten die 
Delegation der Gemeinschaft sowie die Delegation 
von Papua-Neuguinea in einem Briefwechsel zwi-
schen den Leitern der Delegationen ihre volle Zu-
stimmung zum Wortlaut des Abkommenentwurfs. 

Der Wortlaut des Abkommenentwurfs enthält die 
Ergebnisse der Verhandlungen, die auf Grund der 
Richtlinien des Rates vom 1. Oktober (S/1490/76) 
geführt wurden. 

2. Die Kommission ist der Auffassung, daß sie ihre 
Aufgabe erfüllt und die Verhandlungen entsprechend 
den genannten Richtlinien geführt hat, und empfiehlt 
dem Rat, einerseits die Ergebnisse dieser Verhand-
lungen, d. h.: 

— das Abkommen über den Beitritt von Papua-Neu-
guinea zum AKP-EWG Abkommen von Lomé 
(Anhang I) sowie 

— den Entwurf des Schlußaktes (Anhang II) 

zu genehmigen und andererseits die Verfahren zur 
Unterzeichnung und zum Abschluß dieses Abkom-
mens einzuleiten. 

Zu diesem Zweck übermittelt die Kommission dem 
Rat eine Empfehlung für eine Verordnung zum Ab-
schluß des Abkommens (Anhang III). 

3. Nach Auffassung der Kommission sollte zum 
Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beitrittsabkom

-

mens ein Briefwechsel über die vorzeitige Inkraft-
setzung verschiedener Bestimmungen des AKP-
EWG-Abkommens von Lomé mit dem Beitrittsstaat 
stattfinden. Die Kommission übermittelt daher einen 
Entwurf für einen Briefwechsel (Anhang V). Was 
diese Frage betrifft, wird ein getrennter Vorschlag 
für eine Verordnung an den Rat übermittelt, um die 
Anhörung des Europäischen Parlamentes zu erleich-
tern. 

4. Da Papua-Neuguinea ein Archipel ist, dessen 
Hauptinsel mit einer Gegend Indonesiens geteilt 
wird, wird es automatisch in die Liste der in Arti-
kel 24 des Lomé-Abkommens aufgeführten AKP-
Staaten aufgenommen. Auf der anderen Seite macht 
die Kommission keine Empfehlung für die Aufnahme 
Papua-Neuguineas in die Liste der in Artikel 48 
Abs. 2 des Abkommens aufgeführten Länder. 

5. Die Kommission hat dem Rat schon einen beson-
deren Änderungsvorschlag der am 11. Juli 1975 
unterzeichneten Internen Abkommen über die Finan-
zierung und Verwaltung der Hilfe der Gemeinschaft 
(Com(76) 448 Final vom 8. September 1976) über-
mittelt, um dem Beitritt Papua-Neuguineas (und 
Sao Tome e Principe, und Kap Verde) Rechnung zu 
tragen. 

6. Ähnlich wie bei den in 1975 für die AKP-Länder 
erlassenen Bestimmungen übermittelt die Kommis-
sion auch einen Vorschlag für einen Beschluß des 
Rates über die Einführung gewisser Interimsmaß-
nahmen auf dem Gebiet der finanziellen und techni-
schen Zusammenarbeit (Anhang VI). 

7. Eine Mitteilung wurde im Hinblick auf die Ver-
handlungen zwischen der Gemeinschaft und Sao 
Tome e Principe, und Kap Verde übermittelt (Co rn 

 (76) 450 Endig vom 8. September 1976). 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes-
kanzleramtes vom 8. Dezember 1976 — 14 — 680 70 — E — As 29/76: 

Die Vorlagen sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. November 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu den genannten Kommissionsvorlagen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorlagen nicht beigefügt. 
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Anhang I 

Abkommen über den Beitritt von Papua-Neuguinea zum AKP-EWG-Abkommen von Lomé 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER, 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK, 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND, 

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN 
REPUBLIK, 

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK, 

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG 
VON LUXEMBURG, 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER 
NIEDERLANDE, 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES 
VEREINIGTEN KÖNIGREICHS GROSS-
BRITANNIEN UND NORDIRLAND 

Vertragsparteien des am 25. März 1957 in Rom 
unterzeichneten Vertrags zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, nachstehend die 
Gemeinschaft genannt, deren Staaten im folgenden 
als „Mitgliedstaaten" bezeichnet werden, 

und der RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 
einerseits und 

DAS STAATSOBERHAUPT VON PAPUA

-

NEUGUINEA 
andererseits 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, nachstehend der 
Vertrag genannt, 

gestützt auf das am 28. Februar 1975 in Lomé 
unterzeichnete AKP-EWG-Abkommen von Lomé 
zwischen den Staaten in Afrika, im Karibischen 
Raum und im Pazifischen Ozean sowie der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, nachstehend das 
„Lomé-Abkommen" genannt, insbesondere auf Arti-
kel 90, 

in der Erwägung, daß Papua-Neuguinea den Bei-
tritt zum Lomé-Abkommen beantragt hat, 

in der Erwägung, daß der AKP-EWG-Ministerrat 
dem Antrag zugestimmt hat, 

haben beschlossen, ein Abkommen über den Beitritt 
von Papua-Neuguinea zum Lomé-Abkommen zu 
schließen. 

Sie haben zu diesem Zweck zu ihren Bevollmäch-
tigten ernannt: 

SEINE MAJESTÄT DER KÖNIG DER BELGIER: 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN VON DÄNEMARK: 

DER PRÄSIDENT DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND:  

DER PRÄSIDENT DER FRANZÖSISCHEN 
REPUBLIK: 

DER PRÄSIDENT IRLANDS: 

DER PRÄSIDENT DER ITALIENISCHEN REPUBLIK: 

SEINE KÖNIGLICHE HOHEIT DER GROSSHERZOG 
VON LUXEMBURG: 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DER 
NIEDERLANDE: 

IHRE MAJESTÄT DIE KÖNIGIN DES 
VEREINIGTEN KÖNIGREICHS GROSS-
BRITANNIEN UND NORDIRLAND: 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN: 

DAS STAATSOBERHAUPT VON PAPUA

-

NEUGUINEA 

Diese sind nach Austausch ihrer als gut und gehörig 
befundenen Vollmachten wie folgt übereingekom-
men: 

Artikel 1 

1. Aufgrund dieses Abkommens tritt Papua-Neu-
guinea dem Lomé-Abkommen bei. 

2. Soweit das vorliegende Abkommen nichts ande-
res bestimmt, finden die Vorschriften des Lomé

-

Abkommens sowie die Beschlüsse und sonstigen 
Rechtsakte der Organe des Abkommens auf 
Papua-Neuguinea Anwendung. 

Artikel 2 

Die im Lomé-Abkommen genannten und von sei-
nem Inkrafttreten an berechneten Fristen gelten für 
Papua-Neuguinea in der Weise, daß die Fristenbe-
rechnung vom Inkrafttreten des vorliegenden Ab-
kommens an erfolgt. 

Artikel 3 

Dieses Abkommen wird für die Gemeinschaft durch 
einen Beschluß des Rates der Europäischen Gemein-
schaften rechtsgültig geschlossen, der gemäß dem 
Vertrag gefaßt und den Parteien des Abkommens 
notifiziert wird. Es bedarf der Ratifikation durch die 
Unterzeichnerstaaten gemäß ihren verfassungsrecht-
lichen Vorschriften. 

Die Ratifikationsurkunden und die Akte zur Notifi

-

zierung des Abschlusses des Abkommens werden 
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für Papua-Neuguinea beim Sekretariat des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften und für die Gemein-
schaft und die Mitgliedstaaten beim Sekretariat der 
AKP-Staaten hinterlegt. Die Sekretariate unterrich-
ten die Unterzeichnerstaaten und die Gemeinschaft 
hiervon. 

Artikel 4 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats 
in Kraft, der auf den Tag folgt, an dem die Ratifika-
tionsurkunden der Mitgliedstaaten und von Papua

-

Neuguinea sowie die Akte zur Notifizierung des 
Abschlusses des Abkommens durch die Gemeinschaft 
hinterlegt worden sind. 

Artikel 5 

Die diesem Abkommen beigefügten Protokolle sind 
Bestandteil des Abkommens. 

Artikel 6 

Dieses Abkommen ist in zwei Urschriften in deut-
scher, englischer, dänischer, französischer, italieni-
scher und niederländischer Sprache abgefaßt, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist; es 
wird in den Archiven des Sekretariats des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften und des Sekretariats 
der AKP-Staaten hinterlegt; diese übermitteln der 
Regierung jedes Unterzeichnerstaats eine beglau-
bigte Abschrift. 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevoll-
mächtigten ihre Unterschriften unter dieses Abkom-
men gesetzt. 

In witness where of, the undersigned Plenipotentia-
ries have affixed their signature below this Agree-
ment. 

Til bekraeftelse heraf har undertegnede befuldmaeg-
tigede underskrevet denne aftale. 

En foi de quoi, les plénipotentiaires soussignés ont 
apposés leurs signatures en bas du présent accord. 

In fede di che, i plenipotenziari sottoscritti hanno 
apposto le loro firme in calce al presente Accordo. 

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmach-
tigden hun handtekening onder dit Akkoord hebben 
gesteld. 

Geschehen zu 	an 

Done at 	on the 

Udfaerdiget i 	den 

Fait à 	le 

Fatto 	il 

Gedaan te 	de 

(Unterschriften) 
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Anhang I 

Protokoll Nr. 1 betreffend die Übergangsregelung für die Austeilung der Ursprungserzeugnisse 

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN 

sind über folgende Bestimmungen übereingekom-
men, die dem Abkommen als Anhang beigefügt 
sind: 

Auf Waren, auf die die Bestimmungen des Proto-
kolls Nr. 1 des AKP-EWG-Abkommens von Lomé 
über die Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren" 
zutreffen und die sich am Tage des Inkrafttretens 
des Abkommens entweder auf dem Transport befin-
den oder in der Gemeinschaft oder in einem AKP-
Staat vorübergehend verwahrt oder in Zollagern 
oder Freizonen (einschließlich der Freihäfen und der 

Freilager) eingelagert sind, können die Bestimmun-
gen des Abkommens angewendet werden, wenn den 
Zollbehörden des Einfuhrlandes binnen vier Mona-
ten vom vorgenannten Tag an gerechnet, neben den 
Dokumenten, mit denen der Direkttransport nachge-
wiesen wird, 

a) eine nachträglich von den Zollbehörden des Aus-
fuhrstaats ausgestellte Warenverkehrsbescheini-
gung EUR. 1 oder 

b) ein von den zuständigen Behörden dieses Landes 
ausgestelltes Ursprungszeugnis vorgelegt wer-
den. 
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Anhang II 

Schlußakt 

Die Bevollmächtigten 

SEINER MAJESTÄT DES KÖNIGS DER BELGIER, 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN VON DÄNE-
MARK, 

DES PRÄSIDENTEN DER BUNDESREPUBLIK 
DEUTSCHLAND, 

DES PRÄSIDENTEN DER FRANZÖSISCHEN 
REPUBLIK, 

DES PRÄSIDENTEN IRLANDS, 

DES PRÄSIDENTEN DER ITALIENISCHEN 
REPUBLIK, 

SEINER KÖNIGLICHEN HOHEIT DES 
GROSSHERZOG VON LUXEMBURG, 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DER 
NIEDERLANDE, 

IHRER MAJESTÄT DER KÖNIGIN DES 
VEREINIGTEN KÖNIGREICHS GROSS-
BRITANNIEN UND NORDIRLAND 

und 

DES RATES DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN 

einerseits und 

andererseits, 

die am . . . zur Unterzeichnung eines Abkommens 
über den Beitritt zum AKP-EWG-Abkommen von 
Lomé zwischen den Staaten in Afrika, im karibischen 
Raum und im Pazifischen Ozean und der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft in . . . zusammen-
getreten sind, 

haben folgende Texte festgelegt: 

Das Abkommen über den Beitritt von . . . zum 
AKP-EWG-Abkommen von Lomé sowie die nach-
stehend aufgeführten Protokolle: 

— Protokoll Nr.... über die Übergangsregelung für 
die Ausstellung von Ursprungszeugnissen. 

Die Bevollmächtigten haben die nachstehend aufge-
führten und der am 28. Februar 1975 in Lomé unter-
zeichneten Schlußakte des AKP-EWG-Abkommens 
als Anhang I bis XIII beigefügten Erklärungen ge-
billigt: 

1. Gemeinsame Erklärung betreffend die Vorlage 
des Abkommens im GATT (Anhang I) 

2. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 11 Abs. 4 des 
Abkommens (Anhang II) 

3. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 59 Abs. 6 des 
Abkommens (Anhang III) 

4. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 60 des Abkom-
mens (Anhang IV) 

5. Gemeinsame Erklärung betreffend die Vertretung 
der regionalen Wirtschaftszusammenschlüsse 
(Anhang V) 

6. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 89 des Abkom-
mens (Anhang VI) 

7. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 4 Abs. 1 des 
Protokolls Nr. 2 (Anhang VII) 

8. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 20 Buchstabe c 
des Protokolls Nr. 2 (Anhang VIII) 

9. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 22 des Proto-
kolls Nr. 2 (Anhang IX) 

10. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 23 des Proto-
kolls Nr. 2 (Anhang X) 

11. Gemeinsame Erklärung zu Artikel 26 des Proto-
kolls Nr. 2 (Anhang XI) 

12. Gemeinsame Erklärung betreffend den Handel 
zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und Botsuana, Lesotho und Swasiland (An-
hang XII) 

13. Gemeinsame Erklärung betreffend Anträge auf 
Teilnahme an dem Protokoll Nr. 3 (Anhang XIII) . 

Der Bevollmächtigte von . . . hat ferner Kenntnis 
von den nachstehend aufgeführten und der am 
28. Februar 1975 in Lomé unterzeichneten Schlußakte 
des AKP-EWG-Abkommens als Anhang XIV bis 
XXIV beigefügten Erklärungen genommen: 

1. Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 2 des 
Abkommens (Anhang XIV) 

2. Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 3 des 
Abkommens (Anhang XV) 

3. Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 10 Abs. 2 
des Abkommens (Anhang XVI) 

4. Erklärung der Gemeinschaft betreffend die in 
Artikel 42 des Abkommens genannte Rechnungs-
einheit (Anhang XVII) 

5. Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 3 des 
Protokolls Nr. 2 (Anhang XVIII) 

6. Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 4 Abs. 3 
des Protokolls Nr. 2 (Anhang XIX) 
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7. Erklärung der Gemeinschaft betreffend etwaige 
zusätzliche Darlehen der Europäischen Investi-
tionsbank während der Durchführung des Ab-
kommens (Anhang XX) 

8. Erklärung der Gemeinschaft betreffend Zucker 
mit Ursprung in Belize, St.-Kitts-Nevis-Anguilla 
und Surinam (Anhang XXI) 

9. Erklärung der Gemeinschaft zu Artikel 10 des 
Protokolls Nr. 3 (Anhang XXII) 

10. Erklärung des Vertreters der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland über die Bestimmung 
des Begriffs „Deutscher Staatsangehöriger" (An-
gang XXIII) 

11. Erklärung des Vertreters der Regierung der Bun-
desrepublik Deutschland über die Geltung des 
AKP-EWG-Abkommens von Lomé für Berlin (An-
hang XXIV) 

[Die Bevollmächtigen haben ferner den Text der 
nachstehend genannten und dieser Schlußakte beige-
fügten Erklärung festgelegt: 

Der Bevollmächtigte von . . . hat ferner Kenntnis 
von der nachstehend genannten und dieser Schluß-
akte beigefügten Erklärung genommen:] 

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevoll-
mächtigten ihre Unterschriften unter diese Schluß-
akte gesetzt. 
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Anhang III 

Empfehlung für eine Verordnung (EWG) Nr 	des Rates über den Abschluß des Abkommens .. .. 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 238, 

auf Empfehlung der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 1 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Am . . . wurden in . . . ein Abkommen über den 
Beitritt von . . . zum AKP-EWG-Abkommen von 
Lomé 2) zwischen den Staaten in Afrika, im karibi-
schen Raum und im Pazifischen Ozean und der Euro-
päischen Gemeinschaft, nachstehend das „Lomé-Ab-
kommen" genannt, sowie eine Schlußakte unter-
zeichnet. 

Es ist sicherzustellen, daß die bereits geltenden 
und die noch zu erlassenden Rechtsakte der Gemein-
schaftsorgane, in denen die Bezeichnung „die AKP-
Staaten" verwendet wird, auf ... anwendbar sind — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Das Abkommen über den Beitritt von . . . zum 
„Lomé-Abkommen" sowie die Schlußakte und die 
Erklärungen im Anhang dazu werden im Namen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft geschlos-
sen, genehmigt und bestätigt. 

Die Texte des Abkommens und der Schlußakte sind 
dieser Verordnung als Anhang beigefügt. 

Artikel 2 

Der Präsident des Rates wird ermächtigt, für die 
Gemeinschaft die Notifizierungsakte über den Ab-
schluß des Abkommens gemäß Artikel . . . des Ab-
kommens zu hinterlegen. 

Artikel 3 

Soweit nichts anderes bestimmt wird, bezieht sich 
die in den Rechtsakten der Gemeinschaftsorgane ver-
wendete Bezeichnung „AKP-Staaten" auch auf . . . 
Diese Bestimmung gilt vom Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Abkommens an. 

Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S . . . . 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1976, S. 2 
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Anhang IV 

Bericht über die Verhandlungen mit Papua-Neuguinea (PNG) im Hinblick auf deren Beitritt 
zum AKP-EWG-Abkommen von Lomé 

I. Vorbemerkung 

PNG reichte seinen offiziellen Antrag auf Beitritt 
zum Lomé-Abkommen am 3. Dezember 1975 ein. 

In ihrer Ratsmitteilung vom 25. Februar 1976 (COM 
(76)66 Final) empfiehlt die Kommission, daß die 
Gemeinschaft eine im Prinzip positive Stellung ein-
nehme und daß die Kommission Auskünfte mit den 
Behörden von Papua-Neuguinea austausche. 

Infolge der förmlichen Genehmigung des Antrages 
von Papua-Neuguinea durch den AKP-EWG-Mini-
sterrat in seiner ersten Sitzung vom 14. bis 15. Juli 
1976 in Brüssel und im Lichte der Sondierungsge-
spräche mit den Behörden von Papua-Neuguinea 
übermittelte die Kommission eine Empfehlung an 
den Rat über einen Beschluß die Verhandlungen 
zu eröffnen (COM(76) 448 Final). Diese Mitteilung 
enthielt auch einen Änderungsvorschlag des am 
11. Juli 1975 unterzeichneten Internen Abkommens 
über die Finanzierung und Verwaltung der Hilfe der 
Gemeinschaft (ohne Zahlen). In seiner Sitzung vom 
4. bis 5. Oktober 1976 ermächtigte der Rat die Kom-
mission zur „Eröffnung" von Verhandlungen mit 
PNG (Ratsdokument 5/1490/76). 

II. Verlauf der Verhandlungen 

Die Verhandlungen fanden am 29. Oktober statt und 
wurden seitens der Gemeinschaft von der Kommis-
sion in Gegenwart von Beobachtern der Mitglied-
staaten geführt. Den Verhandlungen ging eine Koor-
dinationssitzung der Kommission und der Mitglied-
staaten voraus, die unter dem Vorsitz des Rates 
stattfand. 

Entsprechend den vom Rat erteilten Richtlinien er-
streckten sich die Verhandlungen auf alle Titel des 
Lomé-Abkommens, insbesondere auf Titel II, jedoch 
mit Ausnahme des Artikel 48 (2) (Titel IV) und des 
festzulegenden Betrags der Finanzhilfe. Nach Ab-
schluß dieser Verhandlungen erklärten die Delega-
tion der Gemeinschaft und die Delegation von Papua

-

Neuguinea in einem Briefwechsel zwischen den 
Delegationsleitern ihr Einverständnis mit dem Ab-
kommensentwurf. 

Weitere Fragen 

Der Vertreter von Papua-Neuguinea erkannte die 
Verpflichtungen des Lomé-Abkommens und ver-
sicherte, daß seine Regierung die Absicht habe, diese 
zu befolgen. Zusätzlich erhob er vier weitere Fragen. 

— Die Regierung von Papua-Neuguinea erstrebt 
eine vorzeitige Anwendung einiger den Waren-
handel betreffenden Bestimmungen (Titel I, Kapi

-

tel I des Lomé-Abkommens, Protokoll Nr. 1 des 
Lomé-Abkommens über den Ursprung und die 
gemeinsame Erklärung betreffend die Ausübung 
der Fischerei im Anhang zum Abkommen). 

Ein Vorschlag für einen Briefwechsel über die 
vorzeitige Anwendung verschiedener Bestimmun-
gen des Abkommens ist im Anhang V einbegrif-
fen. Zugleich, wird ein getrennter Vorschlag für 
eine Ratsverordnung über die vorzeitige Anwen-
dung übermittelt. 

— Der Vertreter von Papua-Neuguinea ersuchte die 
Kommission über den Wunsch seiner Regierung 
für eine Aufnahme in die Liste des in Artikel 48 
(2) des Lomé-Abkommens erwähnten Länder 
(weniger Entwickelten) zu berichten. Der Vertre-
ter von Papua-Neuguinea erklärte, daß die UNO 
Statistik über das BIP/pro Kopf ($ US 477) falsch 
sei, wegen des umfassenden Sektors der Wirt-
schaft, welcher durch australische Hilfe unter-
stützt wird, insbesondere was Löhne anbelangt 
(die wahre Zahl nähere US $ 277). Der Indu-
strialisierungsgrad in Papua-Neuguinea sei sehr 
gering, 96 v. H. der Landwirtschaft sei Unterhalts-
ackerbau. Die Umgebung sei rauh, die Boden-
gestaltung erschwere die Verbindung und die 
Bevölkerung sei uneben verteilt. 

Der Vertreter der Gemeinschaft nahm Kenntnis die-
ser Wünsche und ohne jegliche Verpflichtung einzu-
gehen gab er diese in seinem Bericht an den Mini-
sterrat weiter. 

Die von der Delegation Papua-Neuguinea vorge-
brachten Erwägungen bestätigen die ersten Ansich-
ten der Kommission, daß die offiziellen Zahlen über 
das BIP/pro Kopf nicht den Entwicklungsgrad von 
PNG genau widerspiegeln. Die Aussagen des Ver-
treters von Papua-Neuguinea werden nachgeblich 
untersucht werden, auf Grund von Dokumenten, 
jedoch glaubt die Kommission nicht, daß sie soweit 
gehen könne, als eine Aufnahme von PNG in den 
Artikel 48 (2) zu unterstützen. 

Sogar auf Grund der Zahlen, welche die Delegation 
von Papua-Neuguinea vorlegte, wäre dies nicht ge-
rechtfertigt. 

Die Regierung von Papua-Neuguinea werde wahr-
scheinlich in der näheren Zukunft ein Freihandels-
abkommen mit Australien verhandeln. Dieses Ab-
kommen sei völlig vereinbar mit den Bestimmungen 
des Lomé-Abkommens und es würden keine Vor-
zugstarife nach Australien ausgedehnt werden. 

Auf die Frage nach zusätzlichen Sicherungen über 
diesen Punkt, betonte die Delegation von Papua- 



Drucksache 7/5942 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Neuguinea, daß das Abkommen mit Australien 
keine Präferenzen einräume und in voller Beach-
tung des Lomé-Abkommens verhandelt würde. 
Exemplare dieses Abkommens würden sobald wie 
möglich zur Verfügung gestellt werden, um eine 
genaue Untersuchung zu ermöglichen. 

Zuletzt werde Papua-Neuguinea, welches soeben 
im Gange sei seinen Entwicklungsplan zu verab-
schieden, die Kommission über die Zielsetzungen 
und Prioritäten im Bereich der EEF-Programmierung 
voll benachrichtigen. 

Fragen, die nicht in der Verhandlung erhoben wur-
den, jedoch von Bedeutung sind 

In vorläufigen Gesprächen mit den Mitgliedstaaten 
hat eine Delegation besonders auf die Probleme hin-
gewiesen, welche sich durch mögliche Sonderabkom-
men über die Kapitalbewegungen und Niederlas-
sungsrechte zwischen Papua-Neuguinea und Austra-
lien, stellen. Infolge eines Sondierungsaustausches 
über diese Fragen, wurde folgende Auskunft verfüg-
bar. 

Vor Januar 1976 war Papua-Neuguinea im australi-
schen Währungssystem einbegriffen, so daß keine 
Devisenkontrolle zwischen Papua-Neuguinea und 
Australien bestand, indessen die Devisenbewegun-
gen zwischen Papua-Neuguinea und anderen Län-
dern durch Kontrollregelungen bestimmt wurden. 

Im Januar 1976 änderte Papua-Neuguinea seine De-
visenverordnungen und die Devisenabkommen mit 
Australien wurden denen auf andere Länder an-
wendbaren, angepaßt. Alle ausländischen Zahlungen 
benötigen die Zustimmung der Bank von Papua

-

Neuguinea. Die laufenden Zahlungen und die Kapi-
talrückzahlungen nach dem Ausland werden durch 
keine Einschränkungen getroffen. Einschränkungen 
betreffen die ausländischen Investitionen der Ansäs-
sigen von Papua-Neuguinea und die in Papua-Neu-
guinea eingetragenen Handelsgesellschaften. Diese 
Einschränkungen werden jedoch auf undiskriminie-
rende Weise auferlegt. Zeitweilige Ansässige Papua-
Neuguienas, EWG-Staatsangehörige einbegriffen, 
sind frei ihr Einkommen nach jedbeliebigem auslän-
dischen Bestimmungsort zu überweisen. 

Der einzige diskriminierende Aspekt der Devisen-
kontrolle Papua-Neuguineas ist der Bann, der die 
Handelsbeziehungen mit Rhodesien trifft, infolge 
des UNO-Beschlusses in dieser Angelegenheit. 

Was die Niederlassung der Einzelpersonen betrifft, 
so hält Papua-Neuguinea keine Praktiken aufrecht, 
welche zwischen Nationalitäten diskriminieren. Das 
Arbeitsgesetz (Ausbildung und Regelung) von 1971 
brachte eine amtliche Veröffentlichung der verbote-
nen Arbeitskategorien und solcher, welche Beschrän-
kungen unterliegen. 

Nur Staatsangehörige Papua-Neuguineas können in 
den verbotenen Arbeitskategorien beschäftigt wer-
den. Nichtstaatsangehörige können in den Arbeits-
kategorien, welche Beschränkungen unterliegen, be-
schäftigt werden, unter der Bedingung, daß die Aus-
bildung der Staatsangehörigen unternommen wird, 
entweder auf dem Arbeitsplatz oder durch eine Lehr-
lingsausbildung. Arbeitsgenehmigungen sind von 
allen Nichtstaatsangehörigen erforderlich. In der 
Ausgabe dieser Arbeitsgenehmigungen werden die 
Staatsangehörigen keines Landes, auch nicht Austra-
liens, begünstigt. 

Was die Eintragung von Handelsgesellschaften be-
trifft, so werden die australischen Unternehmen nicht 
begünstigt. Die Ausübung verschiedener Tätigkeiten 
ist auf nationale Unternehmen beschränkt. Die Ent-
scheidung über die Niederlassung ausländischer 
Unternehmen in Papua-Neuguinea wird auf Grund 
geschäftlicher Betrachtungen genommen, und nicht 
auf Grund der Nationalität der Geldanlegenden. 

In der Gesetzgebung Papua-Neuguineas gibt es kei-
nen Aspekt, welcher gegen die Staatsangehörigen 
oder die Handelsgesellschaften der EWG-Mitglied-
staaten diskriminiert. Weiterhin besteht auch kein 
informelles Abkommen, welches eine Begünstigung 
Australiens oder eines anderen Landes bewirken 
würde. 

Im Hinblick auf diesen Tatbestand, benachrichtigte 
die Regierung Papua-Neuguineas die Kommission, 
daß sie keine Schwierigkeiten sieht den Titel V des 
Lomé-Abkommens vollständig und ohne Einschrän-
kung anzunehmen. Der 27ste Jahresbericht des IWF 
über Devisenkontrolle vom Mai 1976 bestätigt die 
obenerwähnten Aussagen, und unter Vorbehalt einer 
genauen Prüfung der anwendbaren Gesetzgebung 
Papua-Neuguineas betrachtet die Kommission den 
Tatbestand als vollkommen zufriedenstellend und 
ersucht keine bestimmten zuständigen Bedingungen. 

Letztlich bleibt noch die technische Frage über die 
Beschreibung der Waren, welche die Grenze Papua-
Neuguineas überqueren. Papua-Neuguinea wendet 
die Brüsseler Nomenklatur nicht an, sondern eine 
vereinfachte Struktur, die auf dem C.T.C.I. beruht. 
Dadurch könnten einige geringere Probleme in der 
Ausführung der Handelsbestimmungen des Lomé

-

Abkommens auftreten und späterhin auch in der 
Ausführung von Stabex. Diese wären nicht unüber-
brückbar, nur könnten sie erschwerende Verwal-
tungsschwierigkeiten auslösen. 

Die Regierung Papua-Neuguineas hat keine prinzi-
piellen Bedenken die Brüsseler Nomenklatur anzu-
nehmen, und es wurde vorgeschlagen, daß die ver-
antwortlichen Stellen der Gemeinschaft und die Re-
gierung Papua-Neuguineas zusammen die Möglich-
keit untersuchen, diese Umsetzung nächstens auszu-
führen (was eine relativ kurze und einfache Aufgabe 
ist). Die Kommission ist der Ansicht, daß dies die 
schnellste Lösung zu diesem Problem ist, welches auf 
keinen Fall den Beitritt Papua-Neuguineas zum 
Lomé-Abkommen hindert. 
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Anhang V 

Briefwechsel betreffend die vorzeitige Inkraftsetzung verschiedener Bestimmungen 
des AKP-EWG-Abkommens von Lomé über .... 

Anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens über 
den Beitritt von . . . zum AKP-EWG-Abkommen 
von Lomé haben die Unterzeichner des Beitrittsab-
kommens in bezug auf die vorzeitige Inkraftsetzung 
verschiedener Bestimmungen des AKP-EWG-Abkom-
mens von Lomé, mit Ausnahme derjenigen Bestim-
mungen, die finanzielle Verpflichtungen beinhalten, 
folgendes vereinbart: 

1. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft und . . . 
wenden ab dem 1. Tag des zweiten Monats, der 
auf den Tag der Unterzeichnung dieses Brief-
wechsels folgt, enstprechend den im Beitrittsab-
kommen festgelegten Einzelheiten die folgenden 
Bestimmungen des AKP-EWG-Abkommens auto-
nom an: 

— Titel I Kapitel 1 des Lomé-Abkommens, mit 
Ausnahme der in die Zuständigkeit des Mini-
sterrats fallenden Bereiche; 

— das Protokoll über den Begriff „Ursprungs-
waren" ; 

— die Protokolle und Erklärungen betreffend die 
Fischerei, Rum und Bananen. 

Zu diesem Zweck trifft jede Vertragspartei die 
zur Anwendung dieser Bestimmungen erforder-
lichen Maßnahmen. Diese Bestimmungen gelten 
bis zum Inkrafttreten des Beitrittsabkommens, 
längstens jedoch bis zum 31. Dezember 1977. 

2. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft teilt . . . 
mit, daß sie hinsichtlich der finanziellen und tech-
nischen Zusammenarbeit Maßnahmen - insbeson-
dere die Programmierung der Hilfe - prüft, die 
es ermöglichen können, daß die entsprechenden 
Bestimmungen des Abkommens unmittelbar nach 
Inkrafttreten des Beitrittsabkommens tatsächlich 
zur Anwendung gelangen können. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir den Eingang 
dieses Schreibens und Ihr Einverständnis mit seinem 
Inhalt bestätigten. 
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Anhang VI 

Beschluß des Rates über die Interimsmaßnahmen der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der finanziellen und technischen Zusammenarbeit gegenüber einigen Staaten, 
die Abkommen über den Beitritt zum Lomé-Abkommen unterzeichnet haben 

Damit die Bestimmungen des Abkommens von Lomé 
in bezug auf die finanzielle und technische Zusam-
menarbeit so bald wie möglich nach Inkrafttreten der 
Beitrittsabkommen auf die neuen beitretenden Staa-
ten Anwendung finden können, ohne daß dabei die 
Beschlüsse präjudiziert werden, die erst nach Ab-
schluß der innerstaatlichen Verfahren zur Ratifizie-
rung durch die Parlamente gefaßt werden können, 
erläßt der Rat im Interesse einer kontinuierlichen 
Anwendung der Verfahren zur Programmierung und 
Verwaltung der finanziellen Hilfe folgende Bestim-
mungen: 

1. Die Kommission wird ermächtigt, die Vorarbei-
ten durchzuführen, die erforderlich sind, damit 
die Bestimmungen über die finanzielle und tech-
nische Hilfe des Abkommens von Lomé zugun-
sten der drei obengenannten Staaten so bald wie 
möglich nach Inkrafttreten dieser Beitrittsabkom-
men Anwendung finden können. 

2. Die Dienststellen der Kommission und der EIB 
können gemäß Artikel 17 des Internen Finanzie-
rungsabkommens von 1975 mit der Programmie-
rung der Hilfe beginnen; diese Arbeiten dürfen 
jedoch nicht zu einem verbindlichen Ergebnis 
oder Beschluß führen. 

3. Die beitretenden Staaten und die übrigen Begün-
stigten, die Staatsangehörige dieser Staaten sind, 
können nach Unterzeichnung der Beitrittsabkom-
men ihre Finanzierungsanträge für Vorhaben 
oder Aktionsprogramme bei der Gemeinschaft 
einreichen. 

Die mit der Verwaltung der Hilfe betrauten Stel-
len können die in der Interimszeit vorgelegten 
Vorhaben und Programme prüfen. Diese Vorha-
ben oder Programme können jedoch auf jeden 
Fall erst nach Inkrafttreten der Beitrittsabkom-
men endgültig genehmigt werden. 
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Finanzbogen erstellt für den Haushaltsplan des Haushaltsjahres 1976 

A. Erster Teil: Interventionsmittel 
(für alte und neue Vorhaben) 

1. Stelle im Haushaltsplan 

a) Teil Einnahmen: Titel 1, Kapitel 10, 11 und 12 

b) Teil Ausgaben: entfällt 

2. Bezeichnung im Haushaltsplan 
a) „Eigene Mittel" 
b) — 

3. Rechtsgrundlage 

Artikel 238 des EWG-Vertrags 

4. Beschreibung, Ziel(e) und Begründung des 
Vorhabens 

a) Einnahmen: 
Verringerung der Abschöpfungen, Zölle und Ab-
gaben bei der Einfuhr von Waren in das Gebiet 
der EWG, die von Papua-Neuguinea ausgeführt 
werden; im Anschluß an den Beitritt dieses Lan-
des zum Abkommen von Lomé und gemäß den 
Bestimmungen dieses Abkommens, insbesondere 
Titel I, II und III sowie der Protokolle und Ver-
einbarungen im Anhang. 

b) Ausgaben: 

Der Beitritt des genannten Staates zum Abkom-
men von Lomé wirkt sich nicht auf den Haushalt 
der Gemeinschaft aus, da die Erhöhung der Mit-
telausstattung des EEF, die sich aus dem Beitritt 
dieses Landes ergeben wird, durch einen zusätz-
lichen Finanzbeitrag der Mitgliedstaaten aufge-
bracht werden muß. 

5. Finanzielle Auswirkungen (in RE) 

5.0 Mehrjähriger Ausgabenplan 
Diese Maßnahme ist während der gesamten 
Gültigkeitsdauer des Abkommens von Lomé 
anwendbar. 

5.1 Zeitplan für die Inanspruchnahme der Mittel 
im kommenden Haushaltsjahr 
Entfällt 

5.2 Berechnungsweise 
a) Einnahmen: 
Die Verringerung der Einnahmen auf Grund 
des Beitritts von Papua-Neuguinea läßt sich 
nicht im voraus schätzen, da sie von Schwan

-

kungen in Volumen und Wert der sich dar-
aus ergebenden Einfuhren der EWG ab-
hängen wird. Angesichts des derzeitigen 
Volumens der Einfuhren der EWG aus die-
sem Land ist diese Verringerung in jedem 
Fall gering. Hinzukommt, daß die bestehen-
den Zolleinnahmen zu den EWG-Mitglied-
staaten außer Großbritannien, infolge der 
Sonderbestimmungen, die gemäß Artikel 116 
des Beitrittsvertrags anwendbar sind, be-
grenzt werden. Trotzdem kann man den jähr-
lichen Einnahmeverlust in Betracht der Ein-
fuhren Papua-Neuguineas in die Gemein-
schaft im Jahre 1975 auf 2 400 000 Rechnungs-
einheiten schätzen. 

6. Vorgesehenes Kontrollsystem 

In der Haushaltsordnung vom 25. April 1973 
vorgesehenes Kontrollsystem 

B. Zweiter Teil: Zusätzliche Ausgaben für ein 
neues Vorhaben *) 

7. Gesamte finanzielle Auswirkungen des Vorha-
bens während der voraussichtlichen Gesamt-
dauer 

Der „Einnahmeausfall" kann im derzeitigen Sta-
dium buchungstechnisch nicht erfaßt werden. 

8. Angaben über Personal und Verwaltungsmittel, 
die für die Durchführung des Vorhabens erforder-
lich sind 

Das Vorhaben wird von dem vorhanden Personal 
der Kommission durchgeführt. 

9. Finanzierung des Vorhabens 

In bezug auf den Teil „Verringerung von Ein-
nahmen" wird das Vorhaben vom Haushalt der 
Gemeinschaft getragen. 

In bezug auf den Teil „Ausgaben" wirkt sich das 
Vorhaben nicht auf den Haushalt der Gemein-
schaft aus, sondern wird im Rahmen der neuen 
Mittelausstattung des EEF durchgeführt. 

*1 Der Beschluß der Kommission vom 28. November 1973 
über neue Ausrichtungen im Haushalt weist auf die 
Notwendigkeit hin, für jede neue Tätigkeit ein „Finanz-
memorandum" zu erstellen, das aus den beiden Teilen 
des Finanzbogens besteht. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die vorzeitige Anwendung 
einiger den Warenhandel betreffender Bestimmungen des AKP-EWG-Abkommens von Lomé 
gegenüber einigen Staaten, die Abkommen über den Beitritt zum Lomé-Abkommen 
unterzeichnet haben (von der Kommission dem Rat vorgelegt) 

Erläuterung 

1. Die Verhandlungen zwischen der Kommission 
und Papua-Neuguinea im Hinblick auf deren Beitritt 
zum AKP-EWG-Abkommen von Lomé fanden am 
29. Oktober 1976 in Brüssel statt. 

Bei Beendigung dieser Verhandlungen erklärten die 
Delegation der Gemeinschaft und die Delegation von 
Papua-Neuguinea in einem Briefwechsel zwischen 
den Leitern der Delegationen ihre volle Zustimmung 
zum Wortlaut der beiden Abkommensentwürfe. 

2. In der Mitteilung an den Rat über die Verhand-
lungen mit Papua-Neuguinea im Hinblick auf deren 
Beitritt zum AKP-EWG-Abkommen von Lomé (Dok. 

. . .) hat die Kommission empfohlen, daß bei der 
Unterzeichnung des Beitrittsabkommens, ein Brief-
wechsel mit dem Beitrittsland über die vorzeitige 
Anwendung einiger Bestimmungen des AKP-EWG-
Abkommens von Lomé stattfinden soll. Um diesen 
Briefwechsel zu ermöglichen, übermittelt die Kom-
mission einen Vorschlag für eine Verordnung des 
Rates (EWG) über die vorzeitige Anwendung einiger 
den Warenhandel betreffenden Bestimmungen des 
AKP-EWG-Abkommens von Lomé gegenüber einiger 
Staaten, die Abkommen über den Beitritt zum Lomé

-

Abkommen unterzeichnet haben (Anhang). 

Das gleiche Verfahren wurde im Falle von Sao Tome 
und Principe und von Kap Verde empfohlen. 
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Vorschlag für eine Verordnung (EWG) des Rates über die vorzeitige Anwendung 
einiger den Warenhandel betreffender Bestimmungen des AKP-EWG-Abkommens 
von Lomé gegenüber einigen Staaten, die Abkommen über den Beitritt zum 
Lomé-Abkommen unterzeichnet haben 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43 und 113, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1059/69 
des Rates vom 28. Mai 1969 zur Festlegung der Han-
delsregelung für bestimmte, aus landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen hergestellte Waren 1), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 3058/75 2), insbe-
sondere auf Artikel 12, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments 3), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft und folgenden Staaten wurden Abkommen 
über den Beitritt zum AKP-EWG-Abkommen von 
Lomé 4) gemäß Artikel 90 unterzeichnet: 

- 	5), am 	in 	  
- 	6), am 	in 	  
- 	7), am 	in 	  

Anläßlich der Unterzeichnung dieser Abkommen 
haben die Gemeinschaft und die betreffenden Staa-
ten durch Briefwechsel vereinbart, einige Bestim-
mungen des Lomé-Abkommens über den Warenver-
kehr nach den in den Beitrittsabkommen festgeleg-
ten Modilitäten vom . . . an autonom anzuwenden. 

Daher müssen die geeigneten Maßnahmen getrof-
fen werden — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Vom . . . an gelten für die im Anhang aufgeführten 
Staaten: 

a) — Artikel 2, 3, 4, 9 und 10 des AKP-EWG-Ab-
kommens von Lomé; 

— die Protokolle Nr. 1, Nr. 6 und Nr. 7 im An-
hang zum Lomé-Abkommen; 

— die „Gemeinsame Erklärung betreffend die 
Ausübung der Fischerei" im Anhang zum 
Lomé-Abkommen; 

— die Erklärungen der Gemeinschaft zu Artikel 2 
des Lomé-Abkommens (Anhang XIV), zu Arti-
kel 3 des Lomé-Abkommens (Anhang XV) 

und zu Artikel 10 Abs. 2 des Lomé-Abkom-
mens (Anhang XII) im Anhang zur Schluß-
akte des Abkommens; 

b) die Bestimmungen des Anhangs II dieser Ver-
ordnung; 

c) die Verordnung (EWG) Nr. 706/76 des Rates vom 
30. März 1976 über die Regelung für landwirt-
schaftliche Erzeugnisse und bestimmte aus land-
wirtschaftlichen Erzeugnissen 	Waren 
mit Ursprung in den Staaten in Afrika, im karibi-
schen Raum und im Pazifischen Ozean oder in 
den überseeischen Ländern und Gebieten 8); 

d) die Verordnung (EWG) Nr. 157/76 des Rates vom 
20. Januar 1976 über die im AKP-EWG-Abkom-
men von Lomé vorgesehenen Schutzmaßnah-
men  9); 

e) die Verordnung (EWG) Nr. 1464/76 des Rates 
vom 21. Juni 1976 zur Eröffnung, Aufteilung und 
Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontingents 
für die Waren der Tarifstelle 22.09 c I des Ge-
meinsamen Zolltarifs mit Ursprung in den AKP-
Staaten 10) . 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am . . . in Kraft. Sie gilt 
für jeden der im Anhang aufgeführten Staaten bis 
zum Inkrafttreten des Beitrittsabkommens, längstens 
jedoch bis zum . . . 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind-
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 
vom 12. Juni 1969, S. 9 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 300 
vom 26. November 1975, S. 3 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom .. . , S. . . . 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 25 
vom 30. Januar 1976, S. 2 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 

61 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. .. . 

7) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. .. . 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 15 
vom 31. März 1976, S. 2 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 18 
vom 27. Januar 1976, S. 1 

10)Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom . . . , S. . . . 
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Anhang I 

Liste der Staaten, für die die Verordnung gilt 

Anhang II 

Anhang betreffend die Übergangsregelung für die Ausstellung der Ursprungszeugnisse 

Einziger Artikel 

Aus Waren, auf die die Bestimmungen des Proto-
kolls Nr. 1 des AKP-EWG-Abkommens von Lomé 
über die Bestimmung des Begriffs „Ursprungswaren" 
'zutreffen und die sich am Tage des Inkrafttretens 
des Abkommens entweder auf dem Transport befin-
den oder in der Gemeinschaft oder in einem AKP-
Staat vorübergehend verwahrt oder in Zollagern 
oder Freizonen (einschließlich der Freihäfen und der 
Freilager) eingelagert sind, können die Bestimmun-
gen des Abkommens angewendet werden, wenn den 

Zollbehörden des Einfuhrlandes binnen vier Mona-
ten vom vorgenannten Tag an gerechnet, neben den 
Dokumenten, mit denen der Direkttransport nachge-
wiesen wird, 

a) eine von den Zollbehörden des Ausfuhrstaates 
nachträglich ausgestellte Warenverkehrsbeschei-
nigung EUR. 1 oder 

b) ein von den zuständigen Behörden dieses Landes 
ausgestelltes Ursprungszeugnis vorgelegt wer-
den. 
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Finanzbogen erstellt für den Haushaltsplan des Haushaltsjahres 1976 

A. Erster Teil: Interventionsmittel 
(für alte und neue Vorhaben) 

1. Stelle im Haushaltsplan 
a) Teil Einnahmen: Titel 1, Kapitel 10, 11 und 12 
b) Teil Ausgaben: entfällt 

2. Bezeichnung im Haushaltsplan 
a) „Eigene Mittel" 
b) — 

3. Rechtsgrundlage 

Artikel 43 und 113 des EWG-Vertrags 

4. Beschreibung, Ziel(e) und Begründung des 
Vorhabens 

a) ' Einnahmen 
Verringerung der Abschöpfungen, Zölle und 
Abgaben bei der Einfuhr von Waren in das Ge-
biet der EWG, die von Papua-Neuguinea, Sao 
Tome und Principe und Kap Verde ausgeführt 
werden, infolge der Anwendung dieser Verord-
nung. 

b) Ausgaben 
ohne Wirkung 

5. Finanzielle Auswirkungen (in RE) 

5.0 Mehrjähriger Ausgabenplan 
Diese Maßnahme ist während der gesamten 
Gültigkeitsdauer der Verordnung anwendbar 
bis zum Inkrafttreten des Beitrittsabkom-
mens. 

5.1 Zeitplan für die Inanspruchnahme der Mittel 
im kommenden Haushaltsjahr 
Entfällt 

5.2 Berechnungsweise 
a) Einnahmen 
Die Verringerung der Einnahmen auf Grund 
des Beitritts von Papua-Neuguinea, Sao 
Tome und Principe, Kap Verde lassen sich 

nicht im voraus schätzen, da sie von Schwan-
kungen in Volumen und Wert der sich dar-
aus ergebenden Einfuhren der EWG abhän-
gen werden. Angesichts des derzeitigen Vo-
lumens der Einfuhren der EWG aus diesen 
Ländern wird diese Verringerung in jedem 
Fall gering. Hinzukommt, daß die bestehen-
den Zolleinnahmen zu den EWG-Mitglied-
staaten, außer Großbritannien, infolge der 
Sonderbestimmungen die gemäß Artikel 116 
des Beitrittsvertrags anwendbar sind, be-
grenzt werden. Trotzdem kann man den 
jährlichen Einnahmeverlust in Betracht der 
Einfuhren Papua-Neuguinea in die Gemein-
schaft im Jahre 1975, auf 2 400 000 RE schät-
zen. 

6. Vorgesehenes Kontrollsystem 

In der Haushaltsordnung vom 25. April 1973 vor-
gesehenes Kontrollsystem. 

B. Zweiter Teil: Zusätzliche Ausgaben für ein 
neues Vorhaben *) 

7. Gesamte finanzielle Auswirkungen des Vorha-
bens während der voraussichtlichen Gesamtdauer 

Der „Einnahmeausfall" kann im derzeitigen Sta-
dium buchungstechnisch nicht erfaßt werden. 

8. Angaben über Personal und Verwaltungsmittel, 
die für die Durchführung des Vorhabens erfor-
derlich sind 

Das Vorhaben wird von dem vorhandenen Perso-
nal der Kommission durchgeführt. 

9. Finanzierung des Vorhabens 

In bezug auf den Teil „Verringerung von Einnah-
men" wird das Vorhaben vom Haushalt der Ge-
meinschaft getragen. 

*) Der Beschluß der Kommission vom 28. November 1973 
über neue Ausrichtungen im Haushalt weist auf die 
Notwendigkeit hin, für jede neue Tätigkeit ein „Fi-
nanzmemorandum" zu erstellen, das aus den beiden 
Teilen des Finanzbogens besteht. 




